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Geleitwort 

Seit Beginn dieses Jahrzehnts rückt neben den regelmäßig verabschiedeten Steuerreformge-
setzen, die sich meist auf rein nationale steuerpolitische Interessen beziehen, die vergleichs-
weise junge Rechtsprechung des EuGH über die direkten Steuern zunehmend in den Fokus 
der Fachöffentlichkeit. Nicht nur die zunehmende Anzahl an verabschiedeten Urteilen, son-
dern auch die zum Teil beträchtlichen (drohenden) fiskalischen Folgen für die betroffenen 
Nationalstaaten zeigen die Bedeutung dieser Judikatur. Herr Privatdozent Dr. Lutz Richter 
beschäftigt sich in seiner Habilitationsschrift gleich in mehrfacher Weise höchst innovativ mit 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu den deutschen Ertragsteuern im Kon-
text von Kapitalgesellschaften mit Spitzeneinheit in Deutschland. Die Innovationskraft der 
Ausführungen zeigt sich erstens dadurch, dass die Folgewirkungen ausgewählter EuGH-
Rechtsprechungen auf dem Gebiet der direkten Steuern bisher im wissenschaftlichen Gebiet 
der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre nicht umfassend abgehandelt wurden; zweitens sind 
die drei von ihm als Basisurteile gewählten Rechtssprüche gegen andere EU-Mitgliedstaaten 
ergangen, so dass ein jeweiliger Transfer des ausländischen Steuersystems auf das deutsche 
System zu erfolgen hat; drittens sind zwei Urteile bezogen auf natürliche Personen, so dass 
der Verfasser einen Transfer auf die Kapitalgesellschaftsebene vornehmen muss; viertens 
schließlich sind die zeitlichen Bezüge der einzelnen Urteile zwischen „zukunftsorientiert“ und 
„vergangenheitsbasiert“ völlig unterschiedlich. 

Nach einleitenden Bemerkungen im ersten Teil analysiert der Verfasser auf der Grundlage des 
EuGH-Urteils vom 18.9.2003 („Bosal“) die Beeinflussung der Gewinnermittlung innereuro-
päischer kapitalgesellschaftsspezifischer Unternehmensverbindungen durch die EuGH-Recht-
sprechung im zweiten Teil. Im dritten Teil wird die Beeinflussung der Gewinnverwendung in-
nereuropäischer kapitalgesellschaftsspezifischer Unternehmensverbindungen durch die 
EuGH-Rechtsprechung im Detail analysiert, wobei das EuGH-Urteil vom 7.9.2004 („Manni-
nen“) die Grundlage der Ausführungen darstellt. Der vierte Teil beschäftigt sich mit der Be-
einflussung eines innereuropäischen Wegzugs von Kapitalgesellschaften aus Deutschland 
durch die EuGH-Rechtsprechung und nimmt als Hauptbezugspunkt das EuGH-Urteil vom 
11.3.2004 („Lasteyrie du Saillant“). Der fünfte Teil rundet die Habilitationsschrift durch eine 
thesenförmige Formulierung der wichtigsten gewonnenen Ergebnisse sowie durch eine kriti-
sche Beurteilung der Rechtsprechung des EuGH sowie seines Verhältnisses zu den Mitglied-
staaten ab.  

Herrn Privatdozent Dr. Lutz Richter ist zu bescheinigen, dass er sich in ein überaus komple-
xes betriebswirtschaftliches, juristisches und spezifisch steuerrechtliches Problem im Zentrum 
des Fachgebiets der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre eingearbeitet und hineingedacht hat. 
In einem an Komplexität und Schwierigkeit kaum zu überbietenden Themenkreis gelingt es 
ihm, anhand dreier verschiedener, gleichwohl aber inhaltlich in sich zusammenhängender 
Bereiche die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs einer betriebswirtschaftlichen 
und speziell unter steuerlichen Aspekten erfolgenden Analyse zu unterziehen, wobei die juris-
tische Nachbardisziplin einen Bezugspunkt für viele Überlegungen bietet.  



VI Geleitwort 

Die Habilitationsschrift ist von einem überaus hohen Innovationsgrad und von einer besonde-
ren Aktualität geprägt. Zwar steht eine theoretische Analyse im Mittelpunkt der Überlegun-
gen, dennoch gelingt es dem Verfasser stets, den Bezug zur Praxis herzustellen; dies zeigt 
sich an der Orientierung an Formularen zur Steuererklärung genauso wie an den konkreten 
Normenvorschlägen, die dem Steuergesetzgeber als Vorlage für anstehende Gesetzesänderun-
gen dienen können. 

Dem Verfasser gelingt es, Gebiete aufzuarbeiten, die so bisher zum großen Teil noch nicht im 
Ansatz gelöst sind. Seine betriebswirtschaftlichen Ausführungen aus Sicht der Betriebswirt-
schaftlichen Steuerlehre sind von Stringenz und Brillanz geprägt. Insofern ist eine in jeder 
Hinsicht lesenswerte und herausragende Habilitationsschrift gegeben. 

 

 

Saarbrücken, im Mai 2007 Univ.-Professor Dr. Heinz Kußmaul 

 



 

Vorwort 

Seit längerer Zeit beschäftigte ich mich gedanklich mit der Festlegung eines adäquaten The-
mas auf dem Gebiet der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre, das sowohl einen hohen Aktua-
litätsgrad aufweist als auch bislang inhaltlich vergleichsweise wenig bearbeitet wurde. Letzt-
endlich entschied ich mich dafür, gegenwärtig brisante Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) aufzugreifen und intensiv im Hinblick auf ihre Übertragbarkeit in deutsches Recht zu 
untersuchen. Die Wahl dieses Themenfelds erwies sich für mich im Nachhinein aus mehreren 
Gründen als sehr treffend. Bis dato entfaltet die Rechtsprechung des EuGH eine Dynamik und 
besitzt einen Stellenwert, welche im Steuerrecht derzeit ihresgleichen suchen. Simultan eröff-
net sie dem Verfasser einer wissenschaftlichen Arbeit die Möglichkeit, nach eingehenden 
Untersuchungen eigenständige Gesetzesvorschläge hinsichtlich ihrer gebotenen Umsetzung in 
deutsches Recht zu unterbreiten bzw. bestehende Gesetzespassagen zu modifizieren. Letztlich 
haftet ihr auch eine gewisse politische Komponente an. 

Die konkrete Umsetzung dieses Habilitationsvorhabens war nur mit Hilfe der jederzeit ge-
währten großzügigen Unterstützung meines verehrten akademischen Lehrers und Erstgutach-
ters, Herrn Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul, möglich. Ihm gilt mein besonderer und aufrichti-
ger Dank. Zugleich danke ich Herrn Univ.-Prof. Dr. Hartmut Bieg sehr herzlich für die zügige 
Übernahme des Zweitgutachtens, so dass mein Habilitationsverfahren noch im Wintersemes-
ter 2006/2007 zu einem erfolgreichen Abschluss gelangte. 

Für die Aufnahme in die Schriftenreihe „Bilanz-, Prüfungs- und Steuerwesen“ bin ich den 
Herren Univ.-Prof. Dr. Karlheinz Küting, Prof. Dr. Claus-Peter Weber und Univ.-Prof. Dr. 
Heinz Kußmaul zu großem Dank verpflichtet. 

Meiner Familie sowie meinen Freunden und Kollegen, die mich in allen Phasen meiner Habi-
litation stets unterstützten und begleiteten, gebührt mein ganz besonderer Dank. 

 

 

Saarbrücken, im Mai 2007 Lutz Richter 
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